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I. Prozeßförderung in erster Instanz 

1. Einleitung 

"Der Justiz steht, salopp gesprochen, das Wasser bis zum Hals." Mit 
diesen Worten kommentierte Wassermann 1995 den Zustand des Justizwe-
sens in Deutschland. Obwohl Anfang der 90er Jahre zwei Rechtspflegeent-
lastungsgesetze in Kraft getreten sind, hat die Arbeitsbelastung der Zivil-
gerichte weiter zugenommen. Ursächlich hierfür ist die über die Gerichte 
hereingebrochene Prozeßflut der vergangenen Jahre bei gleichzeitiger 
Einsparung von Sach- und Personalmitteln. Diese beiden Faktoren haben 
entscheidend zu einer Überbelastung der Justiz und damit einer längeren 
Verfahrensdauer geführt. Um diesem Trend wirksam zu begegnen, sind 
strukturelle Reformen der Zivilprozeßordnung notwendig. Die Rechtswirk-
lichkeit hat gezeigt, daß die in den letzten Jahren beschlossenen Verein-
fachungs- und Entlastungsgesetze allein nicht dazu in der Lage sind, eine 
funktionstüchtige Ziviljustiz wieder herzustellen. Anstatt punktueller Entla-
stungsmaßnahmen ist eine transparente Neuordnung des zivilgerichtlichen 
Verfahrens erforderlich. Dazu bietet sich insbesondere eine grundlegende 
Neukonzeption des Rechtsmittelsystems an, das dem rechtsuchenden Bürger 
einen effektiven Rechtsschutz garantiert. Die täglichen Meldungen in den 
Zeitungen über den Gerichtsalltag in Deutschland bestätigen die Notwen-
digkeit einer derartigen strukturellen Neugestaltung. Dagegen dürfte der 
Weg, über einen finanziell und personell besser ausgestatteten Rechtspflege-
apparat den drohenden Kollaps zu verhindern, auf Grund der angespannten 
Haushaltslage versperrt sein. Es ist also nötig, nach anderen Lösungen zu 
suchen, will man die dritte Gewalt im Staat nicht ihres Ansehens berauben. 

Zu diesem Zweck bietet sich ein Blick über bestehende Landesgrenzen 
hinweg an. Ein Vergleich mit der Situation im österreichischen Justizwesen 
zeigt, daß dort die Zivil gerichtsbarkeit nicht denselben Belastungen ausge-
setzt ist wie in Deutschland. Klagen über die Menge an Prozessen und 
deren Dauer waren in der Vergangenheit nur selten zu vernehmen. Erst in 
jüngster Zeit ist es auch hier verstärkt zu einem Ruf nach Reformen gekom-
men. Dennoch scheint der österreichische Zivilprozeß auch heute noch 
weitgehend immun gegen solche Horrorszenarien, wie sie aus Deutschland 
bekannt sind. Die Ursachen dafür sind natürlich mannigfaltig. Ihr tieferer 
Grund liegt aber sicherlich in der auch für heutige Verhältnisse immer noch 
vorbildlichen Grundfassung der öZPO aus dem Jahr 1895. Darin sind 
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bereits viele der in Deutschland heute diskutierten Probleme aufgegriffen 
worden. Klein, der geistige Schöpfer der öZPO, hatte schon damals immer 
wieder die Vorteile eines kurzen, effizienten und billigen Verfahrens betont. 
So ist unter seiner Leitung ein Gesamtwerk entstanden, das sich durch eine 
Konzentration des Verfahrens auszeichnet, ohne dabei aber die Notwendig-
keit eines gerechten Urteils aus dem Blick zu verlieren. Viele seiner Ideen 
wurden später auch in Deutschland durch mehrere Novellen übernommen. 
Das Neuerungsverbot als effizientestes Mittel zur Verfahrensbeschleunigung 
übernahm man hingegen nicht. Unter Hinweis darauf, daß sich Schnellig-
keit oftmals nur auf Kosten einer materiell gerechten Entscheidung errei-
chen läßt, wurde das Neuerungsverbot allgemein zurückgewiesen. Die 
Ablehnung war so groß, daß die vor einigen Jahren in Deutschland begon-
nene Diskussion um die Einführung des Neuerungsverbots auf den ersten 
Blick als Verrat an den Leitprinzipien der dZPO erscheinen mußte. Doch 
die angespannte Lage im deutschen Justizwesen bewirkte schließlich, daß 
man sich auf die Vorzüge des in Österreich erfolgreich angewandten 
Systems der "beschränkten" Berufung besann. Damit ist nunmehr der Weg 
frei für eine Adaption dieses Rechtsinstituts in die dZPO. So vorbildlich 
der österreichische Zivilprozeß anfangs auch war, so sind jedoch auch hier 
mittlerweile einige Defizite im Hinblick auf die Prozeßökonomie zu Tage 
getreten. Die Zivilgerichtsnovelle von 1983 und die Wertgrenzennovelle 
von 1989 haben diesen Mißständen nur bedingt abgeholfen. Was die prozeß-
ökonomische Struktur des erstinstanzlichen Verfahrens betrifft, zeigt sich 
die dZPO seit der Vereinfachungsnovelle von 1976 in mancherlei Hinsicht 
der der öZPO überlegen. Teilweise wurden durch die Novellen in das öster-
reichische Recht auch prozeßhemmende Elemente aufgenommen. Ein Bei-
spiel dafür liefert die Einführung des Widerspruchs in das österreichische 
Recht unter Verweis auf die deutsche Rechtslage. Diese Änderungen haben 
mehr Schaden angerichtet als sie verbessert hätten. 

Angesichts dieser widersprüchlichen Ergebnisse bot es sich an, einen für 
beide Länder fruchtbaren Rechtsvergleich durchzuführen. Wirksamstes 
Mittel im Kampf gegen die Überbelastung der Gerichte und die damit ein-
hergehende überlange Prozeßdauer ist die Straffung des erstinstanzlichen 
Verfahrens sowie ein eingeschränkter Rechtsmittelzugang. Deswegen sollen 
sie im Vordergrund dieses Rechtsvergleichs stehen. Untersucht werden die 
jeweiligen Prozeßförderungspflichten der Parteien und des Gerichts. Im 
Mittelpunkt stehen einerseits die für das erstinstanzliche Verfahren vorgese-
henen Präklusionsbestimmungen, deren strenge Handhabung die Gerichte 
vor einem prozeßverschleppenden Taktieren seitens der Parteien schützen. 
Andererseits werden die unterschiedlichen Rechtsmittelsysteme der dZPO 
und der öZPO dargestellt, die je nach ihrer Ausgestaltung mehr oder weni-
ger in der Lage sind, die Gesamtdauer der Verfahren zu verkürzen. So 
werden die Vor- und Nachteile einer zweiten Tatsacheninstanz und ihre 
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Auswirkungen auf die Prozeßdauer untersucht. Ich hoffe, mit dieser Arbeit 
einige Anregungen dafür zu geben, wie man dem Problem der überlangen 
Prozeßdauer infolge gesteigerten Prozeßaufkommens Herr werden könnte. 

Dabei sollte man nicht aus dem Auge verlieren, daß das Prozeßrecht und 
seine Vereinfachung nicht die Wurzel des erhöhten richterlichen Arbeitsauf-
kommens beseitigen kann. Die neu hereingebrochene Prozeßflut ist sicher-
lich auch ein Resultat der zu beobachtenden Verrechtlichung von bisher 
rechtsfreien Räumen sowohl in Österreich als auch in Deutschland. Der 
Gesetzgeber verliert dabei immer öfter eine Grundkonzeption aus den 
Augen, sodaß ein Flickwerk an Regeln entsteht, das von besonderer 
Unübersichtlichkeit geprägt ist. Diesen Umstand hat nicht zuletzt Medicus 
in seiner Abschiedsvorlesung von der Universität München betont unter 
Verweis auf die immer komplizierter gewordenen Regelungen im Mietrecht. 
Notwendig für eine Einbremsung der Prozeßflut ist also eine gebündelte 
Aktion, die auch die Vereinfachung des materiellen Rechts mitumfaßt. 
Solange dies nicht geschieht, kann auch ein reformiertes Prozeßrecht nur 
einen bruchstückhaften Beitrag zur Venninderung der gerichtlichen Bela-
stung leisten. 

Im Rahmen dieser Arbeit wurde die Rechtsprechung und Literatur bis 
zum Frühherbst 1999 berücksichtigt. Zu diesem Zeitpunkt lag dem Verfas-
ser bereits der "Bericht zur Rechtsmittelrefonn in Zivilsachen" der vom 
Bundesministerium der Justiz eingesetzten Bund-Länder-Kommission vor. 
Die Stellungnahmen hierzu konnten allerdings nur in einem begrenzten 
Maße berücksichtigt werden, da sie vorwiegend nach dem redaktionellen 
Abschluß dieser Arbeit erfolgten. 

2. Überblick über die Vorteile kurzer Prozeßdauer 

Der folgenden Arbeit soll eine Übersicht vorangestellt werden, die stich-
punktartig die Vorteile eines konzentrierten Verfahrens aufführt. Auf diese 
Punkte wird im Verlaufe der Arbeit immer wieder verwiesen werden, stel-
len sie doch die Grundlage für etwaige Refonnvorschläge dar. Aus diesem 
Grunde erscheint es sinnvoll, die Prozeßökonomie und ihre Bedeutung für 
die am Rechtsstreit Beteiligten, d. h. die Parteien, die Justiz und die Gesell-
schaft insgesamt gleich zu Beginn dieser Arbeit zu verdeutlichen. 

a) Konzentration der gerichtlichen Ressourcen 

Mit der Verkürzung der Prozeßdauer ist eine Senkung des Arbeitsaufwan-
des der Gerichte verbunden. Ein gut funktionierendes Zusammenspiel zwi-
schen Gericht, Geschäftsstelle und Parteien dient einer Konzentration des 
2 von Stosch 
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